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am 250 September 1958 ° ° ° ° ° ° ° ° - ° ° - ° - — - . . . . . . . „

Kläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagten und Bevisionsbeklegten,

hat der 80 Senat des Bundesgozielgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 25° September 1958

lür Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger Mird<hs Urteil

des Landeesozia15crichts Baden—Württemberg

Vom 26° März 1957 aufgehoben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entechcidung

an dieeee Gericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegeno
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Die Kläger stellten am 190 Dezember 1952 Antrag auf Gewäh—

rung einer Elternrentet Durch Bescheid vom 25° Juli 1953

lehnte das Versorgungsamt (VersorgA°) Heidelberg diesen
Antrag ab? weil der am 100 Oktober 1944 bei Warschau gefalle—

ne jüngste Sohn K:rl nicht der Brnährer seiner Eltern gewesen
sei und auch nicht geworden wäreo Das Einkommen der Kläger

sei vor dem Tode dieses Sohnes aus den Erträgnissen ihrer

etwa 22 ha umfassenden Landwirtschaft gesichert gewesen;.

In Anbetracht der Tatsache, daß die noch lebenden fünf Kin—

der — drei Söhne und zwei Töchter — nicht in der Lage seien,

gemeinsam zu dem Unterhalt der_Kläger beizutragen, sei es

unwahrscheinlich, daß gerade der jüngste Sohn Karl der Ernäh—

rer seiner Eltern geworden wäre°

Die Kläger haben gegen diesen Bescheid Klage erhoben mit

der Begründung, daß der gefallene Sohn Karl ihre ehemalige

im Sudetenland liegende Landwirtrchaft nach der dort übli—

chen Regelung als jüngstes Kind übernommen hätte und damit

Ernährer seiner Eltern geworden wäre° Die noch lebenden

und in der Bundesrepublik wohnenden Söhne Johann und Franz

seien wegen ihrer anderen Verpflichtungen nicht in der

Lage9 ihre Eltern zu unterstützen° Durch Urteil vom l4„ Juli

1955 hat das Sozialgericht (SGO) Mannheim den Beklagten ver-
urteilt, an die Kläger vom l„ Dezember 1952 ab Elternrente

unter Berücksichtigung eines sonstigen Einkommens von 40 %

monatlich zu zählen„ Das SG° ist davon ausgegangen, daß der

gefallene jüngste Sohn die Landwirtschaft im Sudetenland

übernommen haben würde und daher bei normalem Ablauf der

Ereignisse der Ernährer seiner Eltern geworden wäre, weil er

nach landläufiger Sitte das Altenteil hätte gewähren müssen°

Da die Kläger von der Unterhaltshilfe aus dem Lastenans—

gleich in Höhe von monatlich 122,50 W nicht leben könnten,

sei auf Grund der festgestellten Verhältnisse anzunehmen,

daß sie von den noch lebenden Kindern insgesamt in Höhe von
40 himonatlich unterstützt würden„
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Mit der Berufung gegen das
Urteilides

SG, Mannheim hat

der Beklagte geltend gemacht, daß,der gefallene Sohn

Karl nicht der Ernährér seiner Eltern geworden wäre°

‘Die jetzige Notlage der klager beruhe nicht aur dem Ver—

luet dieses Sohnes, sondern auf der Tatsache der Ver—

treibung aus der Heimat° Die Folgen der Vertreibung

seien aber nach dem Lastenauegleichsgesetz zu entschädigen

und könnten deshalb hier nicht berücksichtigt werden, Die

Aläger haben zunächst ebenfalls gegen das Urteil des SG,

Männheim Berufung eingelegt, diene aber im Laufe des Ver—

fahrens nicht aufrecht erhalten, Das Laneeseozialgericht

(LSG,)Baden—Württemherg hat die Beteiligten mit Verfü—

gung vom 8, März 1957 zur mündlichen Verhandlung am
26° März 1957 um 10,50 Uhr geladen, Mit bchreiben vom

210 März 1957, eingegangen heim LSG„ am 25, März 1957,

haben die Kläger mitgeteilt, daß sie infolge Krankheit

und hohen Altern nicht in der Lage seien, persönlich zur
mündlichen Verhandlung zu erscheinen, Am 23, März 1957

hat das LSG° durch Eilbrief das persönliche Erscheinen

entweder des Klägers oder der Klägerin in der mündlichen

Verhandlung am 26, März 1957 mit dem Zusat„ angeordnet,

etwa vorhandene Unterlagen über die Gewährung von Fami—

lienunterhalt mitzubringen und vorzulegen0 Dieser das

persönliche Erscheinen anordnende Eilbrief ist den Klä—

gern erst am 25, März 1997 zugestellt worden° Nach einem

Aktenvermerk vom 26° März 1957 hat der Berater der Klä-

ger Rudolf Bllinli nochmals fernhündlich mitgeteilt, daß

die Kläger durch Krankheit verhindert seien, an der Ver—

handlung teilzunehmen, Der Kläger leide an hagenkrämpfen,

die Klägerin an einer noch nicht ganz abgeklungenen Lun—

genentzündung, Ein ärztliches
Zehgnis

werde aui Verlangen

vorgelegt, Mit Schreiben vom 260 März 1957, das zwei Tage

nach der mündlichen Verhandlung beim LSG: eingegangen ist,

haben die Kläger die fernmUndliche Mitteilung noch schrift—

lich bestätigt und um eine Verlegung der Verhandlung um
zwei Monate gebeten,
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Das LSGO Baden—Württemberg hat durch Urteil vom 26° März

1957 auf die Berufung des Beklagten das Urteil des SG„

Mannheim vom 14° Juli 1955 aufgehoben und die Klage gegen
denlbecheid des Versorng Heidelberg vom 25„ Juli 1953
abgewiesen° Es hat die Revision nicht zugelassen° In den
Entscheidungsgründen wird ausgeführt, daß nach der Größe

des früheren landwirtschaftlichen Grundbesitzes der Kläger

die behauptete Zahlung von Familienunterhalt nicht wahr—

scheinlich sei° Die Kläger hätten für diese Behauptung

auch keinen Nach eis erbringen können° Da der gefallene

Sohn nach den Gesamtverhältnissen nicht annähernd die

Hälfte des Lebensunterhalts seiner Eltern hätte aufbrin—

gen können, wäre er auch nicht ihr Ernährer im Sinne des
© 50 Abs„ 1 des Bundesversorgungsgesetzes geworden, so daß

ein Anspruch auf Elternrente nicht bestehe° Das LSG° hat

in seinem Urteil lediglich am Schluß des Tatbestandes an—
gefhhrt, daß das persönliche Erscheinen des Klägers oder

der Klägerin angeordnet worden sei9 diese aber wegen

Krankheit nicht erschienen seien° Der Auflage zur Vorla—

ge der Unterlagen über die Gewährung von Familienunter«

halt Seien sie nicht nachgekommen und hätten auch nicht

mitgeteilt, ob sie derartige Unterlagen im Besitz hätteno

Gegen das am 18„ April 1957 zugestellte Urteil des LSG„

haben die Kläger mit Schriftsatz vom l4o Mai 1957, ein—

gegangen beim Bundessozialgericht (BSG„) am 15° hai 1957,

Rgvision eingelegt und beantragt„

unter Aufhebung des angelochtenen Urteils das Urteil

des seo Mannheimvom 14„ Juli 1955 zu bestätigen,

hilfsweise: das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG° Baden—Württemberg zurückzuverweisen°

Die Kläger rügen eine Verletzung der 5% 62, 110 des

Sozialgerichtsgeeetzes (SGG) und des @227 der Zivil-

prozeßordnung (ZPO) in Verbindung mit @202 SGGO
"5"
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Das Berufungsgericht habe das persönliche Erscheinen

eines der Kläger erst am 23„ Märä*l957 angeordnet° Die
Ladung sei an ihrem Wohnort (Zaisenhausen, Landkreis

Sinsheim) erst am 250'Marz 1957 — also einen Tag vor
der mündlichen Verhandlung — angekommenc Da sie bereits

mit Schreibenvom21„ M*re 1957demLSG„mitgeteilt
hätten, daß sie erkrankt seien‚ hätte das LSGJ am

23° März 1957 das persönliche Erscheinen zu der mündli-

chen Verhandlung am 260 Mirz 1957 nicht anordnen dür—

fen„ Im übrigen habe der die alten und ungewandten Klä—

ger beratende Rudolf B.XXXXX fernmündlich am 26° März

1957 noch vor der Verhandlung dem Gericht nochmals von

der Erkrankung der Kläger Kenntnis gegeben und Verle—

gungsantrag gestellt„ Das LSG° habe diesem Antrag trotz

Vorliegens erheblicher Gründe nicht stattgegeben° Damit

habe das Berufungsöericht den Grundsatz des rechtlichen

GEhörs (@ 62 SGG) verletzt, so daß die Revision wegen
eines wesentlichen Veriahrensmanpels im Sinne des 5 162

Abse 1 Nr„ 2 see statthaft eei„l
!

Der Beklagte ist dem Antrag derfäläger auf Zurückverwei—

sung der Sache zur erneuten Verhandlung-und Entscheidung

an die Vorinstanz nicht entgegengetreteno

Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt und

begründet worden (& 164 SGG)„ Sie ist — da vom LSG° nicht

zugelassen— nach @ 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG statthaft, wenn
ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerdgt wird und

auch vorliegt (BSG° 1 SD 150)()
l

Mit der Revision machen die Kläéer
geltend, daß das

Berufungsgericht den Grundatz des rechtlichen Gehörs

(% 62 SGG) verletzt habe, weil es den von ihnen gestell—
ten Antrag auf Verlegung der mündlichen Verhandlung

trotz Vorliegens erheblicher Gründe (9 227 ZPO in Ver— ‘
bindung mit 5 202 SUG) abgelehnt habe. Über das Verfahren
bei Terminsänderunben enthält das SGG keine Vorschriften°

!
\
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Da grundsätzliche Unterschiede zwischen dem Zivilprozeß

und dem sozialgerichtlichen Verfahren die entsprechende

Anwendung des % 227 ZPO nicht ausschließen, ist diese

Vorschrift im sozialgerichtlichen Verfahren nach % 202

SGG anwendbar (BSG„ 1 So 277 u° 280)° Nach @ 227 ZPO
kann das Gericht "aus erheblichen Gründen“ auf Antrag

oder von Amts weüen einen Termin aufheben° Ist ein sol—

cher Grund gegeben, so stellt das Gesetz die Entschei—

dung dar;ber‚ ob dieser Grund im Einzelfalle bei dem

jeweiligen Verfahrensstand eine Terminsänderung als

tunlich erscheinen lädt, in das freie Ermessen des

erkennenden Gerichtsa Die Ausübung dieses freien Ermes—

sehe kann zwar nicht ohne weiteres vom Revisionsgericht
nachgepruft werden; es liegt aber jedenfalls dann ein

wesentlicher Mangel des Verfahrens vor, wenn durch die

Ablehnung des Antrags auf Terminsverlegung gleichzei—

tig andere Verfahrensvorschriften verletzt we1den ( SG„

1 3° 280 [z'eg7■ In dieser Hinsicht rügen die Kläger
eine Versagung des rechtlichen Gehörs° Nach % 62 SGG ist

den Beteiligten vor jeder Entscheidung rechtliches

Gehör zu gewähren; die Anhörung kann auch schriftlich

gescheheno Wenn ein Antrag auf Verlegung der mündlichen

Verhandlung trotz Vorliegens erheblicher Gründe abger

lehnt wird, so wird dadurch der Grundsatz des rechtli—

chen Gehörs verletzt (vgl° hierzu auch BSG° l 80 277

[2897 : SozR„ see 5 162 Bi° Da 3 rn"° 15)° Sind erheb—
liche Gründe dargetan9 so muß das Gericht den Termin

zur Sicherung des rechtlichen Gehörs verlegen, auch

wenn es die Sache für entscheidunäsreif hält° Denn der

Vortrag eines Beteiligten in der mündlichen Verhandlung

kann vom Gericht entgegen seiner bisherigen, aus dem Ak—

teninhalt gewonnenen Auffassung als wesentlich für die

Entscheidung erachtet werdeno Das Gericht ist daher

ohne Rücksicht darauf, ob die Sache auf Grund des Akten—

inhalts—entscheidungsreif erscheint, zur Prüfung ver—

pflichtet, ob erhebliche Gründe für eine Verlegung des

Termins gegeben sind„
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‚Im vorliegenden Falle hat das LSG° am 23„ März 1957

— also nur drei Tage vor der auf denl26° März 1957 ange—
setzten mündlichen Verhandlung 4 das persönliche Erschei—

nen entweder des Klägers oder der Klägerin mit der

gleichzeitigen Auflage angeordnet, für die Entschei-

dung der Streitsache gegebenenfalls wesentliche Unter—

lagen über die Gewährung von Fahilienunterhalt zur

Verhandlung mitzubringeno Wie durch Vorlage des Brief—

umschlags nachgewiesen ist, haben die Kläger die Ladung

mit der Anordnung des persönlichen Erscheinens erst am

25„ März 1957 — alao einen Tag vor der mündlichen Ver—
handlung - erhaltene Bei_seiner Anordnung hat das Beru—

fungsgericht nicht berücksichtigt, daß die Kläger mit\

Schreiben vom 210 März 1957, das am 23° März beim LSGo

eingegangen ist, mitgeteilt haben, daß sie infolge arenk—

heit nicht in der Lage seien, persönlich zur mündlichen

Verhandlung zu erscheinen° Im übrigen ist das Berufungs—

gericht am 260 März 1957.v0r Beginn der mündlichen Ver—

h„ndlung fernmündlich nochmals darauf hingewiesen werden,

daß die Kläger durch Krankheit am Erscheinen verhindert

seien; gleichzeitig ist Antrag auf Verlegung der mündli—

chen Verhandlung gestellt wordeno Diese fernmündliche

Mitteilung ist durch einen in den Berufungsakten befind—

lichen Aktenvermerk vom 26. März 1957 nachgewiesene Bei

diesem Sachverhalt hat das Berufungsgericht das rechtli—

che Gehör versagt oder zumindest in unzuläseiger Weise be—

schränkt‚ weil es dem Antrag der Kläger auf Terminsände—

rung trotz Vorliegens erheblicher Gründe nicht stattge—

geben hat[) Die Versagung des rebhtlichen Gehörs ist ins-

besondere darin zu erblicken, dhß das LSG° trotz Kennt-

nis von der nrankheit der Kläger das persönliche Erschei—

nen eines der Kläger erst drei Tage vor der mündlichen

Verhandlung angeordnet und gleichzeitig die Auflage er—

teilt hat, für die Entscheidung wesentliche Unterlagen

mitzubringeno Dieser Verstoß gegen den Grundsatz des

rechtlichen Gehörs, der durch Artikel 103 Abs° 1 des

Grundgesetzes verfassungsrcchtlichen Rang erhalten hat,
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stellt einen Mangel der, der das Verfahren nicht mehr als ge—
eignete Grundlage für die Urteilefindung erscheinen läßt; er

ist also "wesentlich" im Sinne des @162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGG° Die
Revision der Kläger ist somit wegen Vorliegens eines wesentli—

chen Verfahrensman&els statthaft; sie ist auch begründeta

Das anbefoch ehe Urteil beruht auf dieser Gesetzesverletzung,

da die Möglichkeit besteht, daß das LSG° ohne Verstoß gegen die

Voreohrift des 5 62 SGG anders entschieden hätte (vgla “BL-G°2

s 197 [2‘o_17= SozR„ see @162 151„Da 7 Nr„ 29)9 Im Hinblick
darauf‚ daß in dieser Sache noch weitere Ermittlungen erforder—

lich sind — inebeeondere zu der Frage, ob die Kläger friher

fur den Sohn Karl Familienunterhalt erhalten haben (Vgle je—
doch hierzu auch BtGo in Soz■n BVG % 50 Bl„Ca2 Nr„ 6) — mußte

das angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG„ Baden—Württemberg

zurückverwiesen werden (€ 170 Abs„ 2 Satz 2 bGG)o

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten°
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